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I. Hintergrund

I. A Erfordernis des Gremienberichts und Rechtsgrundlagen

Der Stichtag für den Fünften Gremienbericht, der gem. Kabinetts-Beschluss 116/2014 

Nr. 1g) v. 01.07.2014 dem Landtag alle zwei Jahre vorzulegen ist, fällt auf den 

01.04.2024.

Entsendeten das Land, die Gemeinden, Kreise und Ämter und die der Aufsicht des 

Landes unterstehenden Körperschaften des öffentlichen Rechts ohne Gebietshoheit, 

die rechtsfähigen Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts Mitglieder in 

Gremien, so regelte bisher § 15 Gesetz zur Gleichstellung der Frauen im öffentlichen 

Dienst (Gleichstellungsgesetz - GstG) die Besetzung dieser Mandate.

§ 15 GstG ist als Sollvorschrift gestaltet: bestehen Benennungs- und 

Entsendungsrechte für eine gerade Anzahl an Personen, soll paritätisch benannt bzw. 

entsendet werden. Bei einem Benennungs- oder Entsendungsrecht für nur eine Person 

soll dieses Mandat bei befristeten Amtsperioden alternierend besetzt werden; selbiges 

gilt für den „letzten Sitz“ bei einem Benennungs- bzw. Entsendungsrecht für eine 

ungerade Personenzahl, die größer ist als eins.

Mit Inkrafttreten des Gesetzes über die Mitwirkung des Landes bei der Besetzung von 

Geschäftsführungs- und Aufsichtsorganen der Landesunternehmen und –beteiligungen 

(Landesorganbesetzungsgesetz - LOrgBG) am 01.06.2023 wurde der § 15 GstG für die 

Besetzung von Aufsichtsorganen von Landesunternehmen und mittelbare 

Landesbeteiligungen als Muss-Vorschrift konkretisiert. Darüber hinaus wurde der 

Geltungsbereich auf Geschäftsführungsorgane ausgeweitet – diese sind nun als Muss-

Vorschrift geregelt, von der ein Abweichen aus wichtigem Grund ermöglicht wird.

Im Kern folgen die Vorschriften des LOrgBG denen des § 15 GstG: bei einer geraden 

Anzahl an Landesmandaten muss paritätisch entsendet werden, bei einer ungeraden 

Anzahl alternierend. Nur in Einzelfällen nach § 4 Abs. 2 LOrgBG darf von der 

gebundenen Entscheidung abgewichen werden. Damit erhöht das LOrgBG seine 

verbindliche Wirkung im Vergleich zum GstG.

Darüber hinaus regelt das LOrgBG durch § 7 in Unterscheidung zum § 15 GstG das 

Verfahren zur Zustimmung bzw. Stellungnahme des für Gleichstellung zuständigen 
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Ministeriums und hebt damit den bisher § 15 GstG begleitenden Erlass des 

Finanzministeriums vom 15.07.2014 auf Gesetzesrang.

Seit Inkrafttreten des LOrgBG ist dieses regelmäßig die einschlägige Rechtsgrundlage 

für die Zustimmung bzw. Stellungnahme des für Gleichstellung zuständigen 

Ministeriums für die Besetzung von Geschäftsführungs- und Aufsichtsorganen der 

Landesunternehmen und der mittelbaren Landesbeteiligungen, soweit das Land hierauf 

Einfluss nehmen kann (§ 3 LOrgBG).

Nichtsdestotrotz sind noch einige der in diesem Bericht aufgeführten 

Landesentsendungen unter Maßgabe des § 15 GstG erfolgt, da das LOrgBG erst im 

laufenden Berichtszeitraum in Kraft getreten ist und somit nicht alle der hier 

berücksichtigten Entsendungen und Benennungen der Wirkung des Gesetzes 

unterlagen. Es ist mit fortschreitender Zeit allerdings erwartbar, dass der Anteil dieser 

stetig abnimmt und über die kommenden Jahre gänzlich verschwindet, da die 

Ausgestaltungen des LOrgBG im Vergleich zu § 15 GstG in Bezug auf den 

Anwendungsbereich im Land und in Bezug auf ihre Verbindlichkeit schärfer sind und 

somit eine höhere Wirksamkeit und Zunahme der paritätischen Besetzungen unter den 

Landesentsendungen erwarten lassen. Zeitgleich wird mit verbindlicher Parität der 

Landesmandate ein potentieller ausgleichender Charakter des Landes auf die Parität 

des Gesamtgremiums stark eingeschränkt. So wird es unter Wirkung des LOrgBG 

künftig nicht mehr möglich sein, durch gezielte geschlechtsspezifische Besetzung des 

Landes Hinwirkung auf die Parität im Gesamtgremium zu nehmen.

I. B Ausgangslage und Ergebnisse des Gremienberichts 2022

Das Land entsendete in 27 von insgesamt 48 (56,3%) mit einer geraden Personenzahl 

besetzten Gremien geschlechterparitätisch, obwohl dies bei einer geraden 

Personenanzahl gem. § 15 GstG geboten war. Im Hinblick auf die 

Gesamtgremienentsendungen, also unter Einbeziehung sowohl der 

Landesentsendungen als auch der Entsendungen Dritter an Gremien Beteiligter, lag der

Anteil paritätisch besetzter Gremien bei 17,4%. Zukünftig entfällt die Betrachtung der 

Gesamtzusammensetzung der Gremien, die Begründung folgt unter III.
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In Gremien, für die das Land ein Entsendungsrecht für nur eine Person hatte, wurden in

59 Gremien eine Frau und in 43 Gremien ein Mann entsendet. In Gremien, für die das 

Land ein Entsendungsrecht für eine ungerade Personenzahl größer als eins hatte, 

wurden in 15 Gremien Frauen und in 9 Gremien Männer zu mehr als 50% entsendet.

Hauptaugenmerk sollte demnach auf der Erhöhung des Anteils der paritätisch 

besetzten Gremien gelegt werden.

Die Auswertung der Besetzung der Gremien, die einen Frauen- bzw. Männerüberhang 

um einen Sitz haben, ist wenig aussagekräftig, da durch die alternierende Entsendung 

in Verbindung mit den individuell ausgestalteten Amtsperioden kein zuverlässiger Trend

auszumachen ist. Auf Basis der zugrundeliegenden Datenabfrage kann nicht überprüft 

werden, ob die Besetzungen des jeweiligen letzten Sitzes alternierend erfolgten.

In den Blick wurden daher die Gremien genommen, deren Ungleichgewicht in der 

landesseitigen Besetzung mehr als eine Person beträgt. Dies ist gem. § 15 Abs. 1 S. 3 

GstG bzw. § 4 Abs. 1 S. 2 LOrgBG zu vermeiden bzw. nicht zulässig.

 II. Wesentliche Ergebnisse und Ausblick

Im Vergleich zu den vorangegangenen Gremienberichten ist die Besonderheit des 

vorliegenden Fünften Gremienberichts, dass erste Auswirkungen des seit Juni 2023 – 

also zehn Monate vor Stichtag – gültigen LOrgBG erwartet wurden.

Hauptunterschied zwischen § 15 GstG und LOgrBG ist zum einen der Geltungsbereich, 

der auf Geschäftsführungsorgane ausgeweitet wurde, sowie das Verschärfen von Soll- 

zu Mussvorschriften.

Auffällig bei den Auswertungen zum Fünften Gremienbericht war die Besetzung von 

Gremien mit einer geraden Anzahl an Mitgliedern: diese sollen (gem. § 15 GstG) bzw. 

müssen (§§ 4, 5 LOrgBG) paritätisch besetzt sein. Dies wurde aber nur in 46% der 

Gremien erfüllt. Im Vierten Gremienbericht lag die Quote der die Parität erfüllenden 

Gremien noch bei 52,2% - das bedeutet eine Verschlechterung um 6,2%. Hier besteht 

deutlicher Handlungsbedarf, so dass zukünftig stärker auf die Einhaltung der Parität zu 

achten ist. Dem entgegen kommt das LOrgBG, das seine volle, verschärfte Wirkung ob 

des kurzen Zeitraums seit Gültigkeit noch nicht entfalten konnte.  Nicht zuletzt auch, 
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weil viele Gremienbesetzungen in mehrjährigen Amtsperioden organisiert sind und 

dadurch die letzten Neu- bzw. Wiederbesetzungen häufig vor dem Inkrafttreten des 

LOrgBG erfolgten. Dennoch ist auch hier zu beachten, dass das LOrgBG ausschließlich

auf die Landesentsendungen Einfluss nehmen wird. Das kann sich im Zweifelsfall auf 

die Gesamtzusammensetzung negativ auswirken, da es landesseitig nicht mehr 

möglich sein wird, gezielt geschlechterspezifisch nachzusteuern.

 

Bei dem Entsendungsrecht für eine Person entsendete das Land zum Stichtag 36 

Frauen und 46 Männer. Dieses Teilergebnis des Gremienberichts ist positiv 

hervorzuheben. Im Vorbericht fielen die Entsendungen zugunsten der Frauen aus.

In 7 der 25 Gremien, in die eine ungerade Anzahl größer eins an Landesmitgliedern 

entsendet werden, wird mehr als eine Person „Überhang“ eines Geschlechts entsendet,

obwohl gesetzlich vorgegeben ist, dass der Überhang nur eine Person betragen darf. 

Zweimal besteht dieser Überhang zugunsten der Männer, fünfmal zugunsten der 

Frauen.

Hier gibt es – unabhängig davon, welchem Geschlecht der Überhang zuzuordnen ist – 

großen Handlungsbedarf. Zwar galt bis Mai 2023 eine Soll-Vorschrift, die in Ausnahmen

eine Abweichung aus wichtigem Grund zuließ. Bei 7 von 25 Fällen –  28% -  kann aber 

nicht mehr von Ausnahmen gesprochen werden.

Angesichts des Bildes, das der vorliegende Bericht insbesondere in Bezug auf die 

paritätische Besetzung zeichnet, müssen die Regelungen des LOrgBG zukünftig noch 

strenger eingehalten werden.

Das seit kurzem gültige LOrgBG gestaltet die rechtlichen Rahmenbedingungen, Parität 

wirksam in allen dem Einfluss des Landes unterliegenden Aufsichts- und 

Verwaltungsräten durchzusetzen und bietet eine gute Grundlage für zukünftige 

landesseitige Entsendungsentscheidungen.

Für den Sechsten Gremienbericht sollte die Erfassung der Landesentsendungen 

differenziert nach Geschäftsführungsorganen und Aufsichts- und Verwaltungsräten 

erfolgen, da für diese beiden Gremien unterschiedliche Rechtsgrundlagen gelten, die 

unterschiedlich verbindlich in ihrer Ausgestaltung sind. Außerdem sollten ordentliche 
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und stellvertretende Entsendungen getrennt erfasst und ausgewertet werden, um so ein

noch differenzierteres Bild abzugeben.

III. Berichtswesen

In Abweichung zu der Struktur der letzten Gremienberichte werden in diesem Bericht 

ausschließlich die Landesentsendungen, nicht aber die Gesamtzusammensetzungen 

der Gremien inkl. der Entsendungen Dritter betrachtet.

Diese stammen von juristischen Personen des Privatrechts, vom Bund, anderen 

Ländern oder den Kommunen. Da sich erstere zwei dem Geltungsbereich des GstG 

und alle drei dem Geltungsbereich des LOrgBG entziehen, ist es für die Evaluierung der

Zielerreichung des Landes in Bezug auf paritätische Gremienbesetzung nicht 

zweckmäßig, diese in ebendiese Berichterstattung aufzunehmen.

Für Kommunen im Land SH gilt der § 15 GstG zwar, allerdings liegt die Verantwortung 

zur Einhaltung nicht beim Land oder gar dem für Gleichstellung zuständigen 

Ministerium.

Besetzungen, auf die das Land oder das Landesrecht keinen Einfluss hat, auszuwerten 

und zu erheben, ist nicht im Sinne dieses Berichts. Aus diesem Grund findet die 

Gesamtzusammensetzung der Gremien keine weitere Betrachtung.

Bei der Abfrage der Ressorts wurden 194 Gremien gemeldet, 37 davon wurden bei der 

Bereinigung für die weitere Datenauswertung gestrichen1, sodass nach der Bereinigung

157 Gremien Grundlage für die weitere Betrachtung bilden. Gründe für die 

Streichungen waren unvollständige Daten, doppelte Meldungen der Ressorts, 

Benennungen qua Amt sowie durch Spezialgesetz.

Die Zusammensetzung der Gremien auf Landesebene stellt sich folgendermaßen dar:

1Die bei der Bereinigung gestrichenen Inhalte sind im Tabellenanhang rosa markiert.
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Damit ist das MBWFK das Ressort mit der höchsten Anzahl an Entsendungen in 

Gremien; das MLLEV das Ressort mit den wenigsten Entsendungen:
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Verteilung der Landesmandate nach Ressort

Abbildung 1: Verteilung der Landesmandate nach Ressorts

Federführendes
Ressort

Anzahl
berück-

sichtigter
Gremien

davon
öffentlich-
rechtliche
Gremien

davon
privat-

rechtliche
Gremien

Anzahl der
entsendeten

Personen

StK 21 20 1 52

MJG 22 16 6 49

MBWFK 47 37 10 59

MIKWS 6 6 0 21

MEKUN 13 11 2 57

FM 3 3 0 11

MWVATT 8 6 2 34

MSJFSIG 15 14 1 25

MLLEV 1 1 0 2

Beteiligungen SH 21 6 15 53

Insgesamt 157 119 37 363

Tabelle 1: Zusammensetzung der Gremien nach Ressorts
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Die 157 berücksichtigten Gremien verteilen sich auf 50 Gremien mit einem 

Entsendungsrecht für eine gerade Personenanzahl und 107 Gremien mit dem 

Entsendungsrecht für eine ungerade Personenzahl, davon 82 Gremien mit einem 

Entsendungsrecht für eine Person und 25 Gremien mit einem Entsendungsrecht für 

eine ungerade Personenzahl, die größer als eins ist:

Abbildung 2: Verteilung der Gremien nach Zahl der Mandate

III. A Entsendungsrecht einer geraden Personenzahl

In einem ersten Schritt wird ausgewertet, ob die Regelungen des § 15 Abs. 1 S. 1 GstG 

bzw. des § 5 S. 1 i.V.m. § 4 Abs. 1 S. 1 LOrgBG eingehalten werden und das Land 

Männer und Frauen bei Benennungen/Entsendungen in Gremien jeweils hälftig 

berücksichtigt. Hierfür wurden die Gremien betrachtet, an denen das Land 

Entsendungsrechte einer geraden Personenanzahl hat.
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Federführendes
Ressort

Anzahl Gremien
mit

Entsendungsrecht
einer geraden

Personenanzahl

Anzahl von
Gremien, in die

paritätisch
entsendet

wurde

Anteil paritätisch
besetzte Gremien

in Prozent

StK 9 6 66,7%

MJG 5 2 40,0%

MBWFK 8 1 12,5%

MIKWS 5 0 0,0%

MEKUN 6 2 33,3%

FM 2 2 100,0%

MWVATT 2 0 0,0%

MSJFSIG 6 4 66,7%

MLLEV 1 1 100,0%

Beteiligungen
SH

6 5 83,3%

Insgesamt 50 23 46,0%

Tabelle 2: Paritätische Gremienbesetzung

Von den 157 Gremien hat das Land zum Stichtag in 50 Gremien ein Benennungs-/ 

Entsendungsrecht einer geraden Personenanzahl. Das Land hat zu 46% paritätisch, 

d.h. Frauen und Männer jeweils hälftig in diese Gremien entsendet. Im Umkehrschluss 

hat das Land zu 54% (27 Gremien) nicht paritätisch entsendet, obwohl dies geboten ist.

Das bedeutet im Vergleich zu 2022 eine Verschlechterung um 6,2%.

Aus den insgesamt 27 Gremien, die nicht paritätisch besetzt wurden, wurden in 13 

Gremien mehr als 50% Frauen und in 14 Gremien mehr als 50% Männer entsendet. Ob

es sich bei den nicht paritätischen Entsendungen um begründete Ausnahmefälle nach §

15 GstG handelt, wurde nicht evaluiert.
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III. B Entsendungsrecht einer ungeraden Personenzahl

Das Entsendungsrecht für eine ungerade Personenzahl lässt sich differenzieren 

zwischen dem Entsendungsrecht für eine Person – geregelt in § 15 Abs. 1 S. 2 GstG 

bzw. § 5 S. 1, 2 i.V.m. § 4 Abs.1 S. 2 LOrgBG - und dem Entsendungsrecht für eine 

ungerade Personenzahl, die größer als eins ist – geregelt in § 15 Abs. 1 S. 3 GstG bzw.

§ 5 S. 1, 2 i.V.m. § 4 Abs.1 S. 2 LOrgBG. Die ressortdifferenzierte Verteilung dieser 

beiden Varianten ist hier zu entnehmen:

Federführendes
Ressort

Anzahl Gremien
mit

Entsendungsrecht
einer ungeraden
Personenanzahl

Anzahl
Gremien

Entsendung
einer Person

Anzahl Gremien
Entsendung
ungerader

Personenzahl
> 1

StK 12 10 2

MJG 17 12 5

MBWFK 39 39 0

MIKWS 1 0 1

MEKUN 7 3 4

FM 1 0 1

MWVATT 6 2 4

MSJFSIG 9 8 1

MLLEV 0 0 0

Beteiligungen
SH

15 8 7

Insgesamt 107 82 25

Tabelle 3: Verteilung Gremien ungerade Zahl Landesmandate
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III. B. 1 Entsendungsrecht für eine Person

Gem. § 15 Absatz 1 Satz 2 GstG sollen bzw. gem. § 5 S. 1, 2 i. V. m. § 4 Abs.1 S. 2 

LOrgBG müssen Frauen und Männer alternierend berücksichtigt werden, wenn 

Benennungs- oder Entsendungsrechte nur für eine Person bestehen und die 

Zusammensetzung des Gremiums nicht durch besondere gesetzliche Vorschriften 

geregelt ist.

Zum Stichtag hat das Land in 82 Gremien ein Entsendungsrecht für eine Person. 

Insgesamt entsendet das Land 36 Frauen und 46 Männer in diese Gremien. Zum 

letzten Berichtszeitpunkt in 2022 waren in den Gremien mir einem singulären 

Entsendungsrecht 59 Frauen und 47 Männer vertreten - unter Berücksichtigung der 

gesetzlichen Verpflichtung zur alternierenden Entsendung wurde tendenziell wieder ein 

anteiliger Anstieg von männlichen Entsendungen in diese Gremien erwartet. Prozentual

hat sich der Anteil männlicher Mandate von 45,3% auf 55,1% gesteigert.

III. B. 2 Entsendungsrecht für eine ungerade Personenzahl größer eins 

In den übrigen 25 Gremien bestehen landesseitig Benennungs- und Entsendungsrechte

für eine Anzahl von Personen, die ungerade und größer als eins ist. Das Land 

entsendet zum Stichtag in 13 Gremien eine Frau und in 5 Gremien einen Mann mehr 

(„Überhang =1“). Die Regelungen sehen vor, dass Frauen und Männer hälftig benannt 

oder entsandt werden sollen, soweit eine gerade Personenanzahl erreicht werden kann.

Die letzte Person soll alternierend berücksichtigt werden, sofern es sich um ein zeitlich 

befristetes Gremium handelt. Ist das Gremium auf unbestimmte Zeit zusammengesetzt,

entscheidet lt. GstG das Los – in der Praxis sind aber nahezu alle Gremien für einen 

bestimmten Zeitraum zusammengesetzt, sodass diese Regelung praktisch nahezu 

keine Relevanz hat.

Bei insgesamt sieben der 25 Gremien wurde die gesetzliche Vorgabe, dass das 

Ungleichgewicht nicht mehr als eine Person betragen darf (§ 15 Abs. 1 S. 3 GstG bzw. 

§ 5 S. 1 i. V. m. § 4 Abs. 1 S. 2 LOrgBG) nicht eingehalten und ein Geschlecht hat mehr

als eine Person Überhang. In zwei der Fälle besteht ein männlicher Überhang, in fünf 
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Fällen besteht eine weibliche Überrepräsentanz. In 2022 gab es zwei Gremien mit 

einem männlichen Überhang und ein Gremium mit einem weiblichen Überhang um 

mehr als einen Sitz. Ob begründete Ausnahmen vorliegen, wurde nicht abgefragt.

III. C Bevollmächtigungen in Gesellschafter- und 
Gewährträgerversammlungen

Die Bevollmächtigungen in Gesellschafter- und Gewährträgerversammlungen werden 

gesondert betrachtet. Hintergrund hierfür ist, dass in der Regel für die Wahrnehmung 

der Gesellschafterrechte des Landes das Finanzministerium zuständig ist. Dies 

geschieht in der Form, dass das Finanzministerium Bevollmächtigungen üblicherweise 

an die Mitarbeitenden der Beteiligungsverwaltung per Einzelvollmacht (für jede Sitzung 

neu) ausstellt. Dabei wird auf die paritätische Besetzung geachtet.

Ausnahmen dieser Regel von der Einzelbevollmächtigung bestehen, wenn in 

besonderen Fällen auf Bitten des Fachressorts Dauervollmachten ausgestellt werden 

(z.B. in den Fällen, wo kein Aufsichtsrat besteht) oder politisch gewollte Konstellationen 

und Einhaltung einer etwaigen Hierarchieebene eine Besetzung qua Amt vorsehen.

Auch werden Aufsichts- und Verwaltungsratsmandate regelhaft über die gesamte 

Amtszeit (meist fünf Jahre) von einer Person wahrgenommen. Während 

Bevollmächtigte auf Weisung handeln, also keinen persönlichen 

Entscheidungsspielraum haben, handeln Aufsichts- und Verwaltungsratsmitglieder 

weisungsungebunden und damit eigenverantwortlich. Die Wahrnehmung der 

Gesellschafter-/Gewährträgerrechte weicht daher von den persönlichen Mandaten, wie 

den Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsmandaten ab und ist insofern gesondert zu 

betrachten. In Abschnitt K sind somit in Absprache zwischen FM und MSJFSIG nur die 

Gesellschafter- und Gewährträgerversammlungen aufgeführt, in denen die Mitglieder 

eine Dauervollmacht haben, qua Amt vorgesehen sind oder in denen das Unternehmen 

nicht über einen Verwaltungs- oder Aufsichtsrat verfügt und somit die 

Gesellschafter-/Gewährträgerversammlung das Überwachungsorgan darstellt.

Bei den Bevollmächtigungen ist das LOrgBG zudem nicht anzuwenden.

Insgesamt ist das Land unter Anwendung dieser Kriterien in fünf 

Gesellschafterversammlungen und drei (Gewähr-) Trägerversammlungen vertreten. Zu 
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zwei von fünf Gesellschafterversammlungen und allen drei 

(Gewähr-)Trägerversammlungen liegen vollständige Daten vor. In eins der Gremien 

wird eine gerade Personenzahl bevollmächtigt, hier wurde die Parität eingehalten, dies 

bedeutet eine Verbesserung zu 2022 – damals wurden ausschließlich Männer 

bevollmächtigt. Die übrigen vier entsendeten Bevollmächtigungen sind mit ungeraden 

Mandatszahlen besetzt. In zwei Fällen entsendet das Land jeweils eine bevollmächtigte 

Person – in einem Fall männlich, in einem Fall weiblich. Die Landesmandate der 

übrigen beiden Gewährträgerversammlungen setzen sich aus einer ungeraden Anzahl 

mehrerer Personen zusammen- In einem Fall beträgt der Überhang mehr als eine 

Person und entspricht damit nicht den Anforderungen der alternierenden Besetzung des

letzten Sitzes. Die beiden singulären Sitze sind jeweils einmal männlich und einmal 

weiblich besetzt. In den beiden Gremien mit mehr als einem Sitz sind in jeweils einem 

Gremium Frauen zu mehr als 50% vertreten und in einem Gremium Männer zu mehr 

als 50% vertreten.

Allerdings fällt auf, dass in einem der Gremien von der Vorschrift, dass das 

Ungleichgewicht nur eine Person betragen darf, zugunsten des Männeranteils 

abgewichen wird.

III. D Aufsichtsorgane und Geschäftsführungen bei bedeutenden 
Landesbeteiligungen

Die folgenden Daten basieren auf den Beteiligungsberichten 2013-2023 des 

Finanzministeriums: schleswig-holstein.de - Beteiligungen des Landes – 

Beteiligungsbericht  .  

Die Entwicklung des Frauenanteils in Aufsichts- und Verwaltungsräten sowie an 

Geschäftsführungen und Vorständen steigt kontinuierlich an. Bei den vom Land 

bestellten Vertreterinnen und Vertretern für die Aufsichts- oder Verwaltungsratsposten 

bei bedeutenden Landesunternehmen liegt der Frauenanteil aktuell bei 58,7 % im 

Vergleich zu 40% unter allen Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsposten dieser 

Unternehmen.
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Der Anteil an Geschäftsführerinnen und Vorständinnen liegt deutlich darunter: vor zehn 

Jahren noch konstant bei gut 8%, hat sich die Quote um ca. 13%-Punkte auf 21% 

erhöht.

2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023
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Entwicklung des Frauenanteils bei bedeutenden Landes-
unternehmen 

in Aufsichts-/ Verwaltungsräten in Geschä5sführungen/ Vorständen

Abbildung 3: Entwicklung des Frauenanteils bei bedeutenden Landesunternehmen, 
2013-2023

Mit Inkrafttreten des LOrgBG gibt es erstmalig eine gesetzliche Regelung, die sich auf 

das Geschlecht von Vorständinnen und Vorständen sowie Geschäftsführerinnen und 

Geschäftsführern bezieht. Vorher wurde die geschlechterparitätische Besetzung von 

Landesmandaten und Geschäftsführungen bei Landesunternehmen durch Erlass des 

Finanzministeriums untergesetzlich geregelt. Bei Neueinstellungen von 

Geschäftsführungen bedarf es nunmehr gesetzlich der Zustimmung des für 

Gleichstellung zuständigen Ministeriums (§ 7 Abs. 1 S. 1 LOrgBG). Diese erfolgt nach §

4 LOrgBG:

- Frauen und Männer sind (sofern das Land bestimmenden Einfluss hat) zu 

gleichen Teilen in der Zusammensetzung eines Auswahlpotenzials von 

Bewerbungen zu berücksichtigen.

- Das Ungleichgewicht zwischen Frauen und Männern im Geschäftsführungsorgan

darf nur eine Person betragen.
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- Das Land wirkt darauf hin, dass während des Auswahlverfahrens Frauen und 

Männer zu gleichen Teilen berücksichtigt werden, insbesondere, wenn dem 

Geschäftsführungsorgan nur eine Person angehört.

- Gehört dem Geschäftsführungsorgan nur eine Person an, sollen Frauen und 

Männer bei der Neubesetzung alternierend berücksichtigt werden.

- Bei der Bildung von Auswahl- oder Findungskommissionen gebildet werden, 

sollen diese zu gleichen Teilen mit Frauen und Männern besetzt werden.

- Ein Abweichen von den Vorgaben ist nur aus wichtigem Grund möglich. , z. B. 

weil nicht ausreichend geschlechterparitätische Bewerbungen eingegangen sind.

- Die Vorgaben aus § 4 LOrgBG lassen Artikel 33 Absatz 2 Grundgesetz sowie 

zwingende gesetzliche Vorgaben unberührt.

Bei der Wiederbesetzung von Vorstands- und Geschäftsführungspositionen ist nun 

gesetzlich statt per Erlass geregelt, dass die Stellungnahme des für Gleichstellung 

zuständigen Ministeriums einzuholen ist.

Ziel des Gesetzes ist, dass Vorstands- und Geschäftsführungspositionen zunehmend 

weiblich besetzt werden und der Anteil an Frauen entsprechend auf 50% steigt.
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IV. Tabellenanhang

IV. A Gremien im Zuständigkeitsbereich der StK

IV. A. 1 Privatrechtliche Gremien im Zuständigkeitsbereich der StK

Ressort: StK Privatrechtliche Gremien

Unternehmen/ Institution Bezeichnung des Gremiums Besondere Rechtsgrundlage Anmerkungen
gesamt M W

Vorstand Satzung 1 1 0 0,0%

Gesamt 1 1 1 0 0,0%

Verteilung der vom Land entsandten 
Mitglieder

Frauenquot
e

European Centre for Minority 
Issues

Der 
Minderheitenbeauftragte 
des MP vertritt das Land 
SH, als Vertretung ist die 
Minderheitenreferatsleitung 
benannt.
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IV. A. 2 Öffentlich-rechtliche Gremien im Zuständigkeitsbereich der StK

Unternehmen/ Institution Bezeichnung des Gremiums Besondere Rechtsgrundlage Anmerkungen

Gesamt M W

Verwaltungsrat 1 1 0 0,0%

Institutsverwaltungsrat 1 1 0 0,0%

Staatskanzlei intern Arbeitsschutzausschuss § 11 ASiG 12 4 8 66,7%
Deutschlandradio Hörfunkrat § 21 Deutschlandradio-StV 2 1 1 50,0%

Landesbeamtenausschuss §§ 94 ff. LBG 4 2 2 50,0%

Kuratorium 5 2 3 60,0%

2 2 0 0,0%

Ausbildungsausschuss 2 2 0 0,0%

1 1 0 0,0%

Berufsbildungsausschuss § 79 Berufsbildungsgesetz 7 5 2 28,6%

Verteilung der vom Land entsandten 
Mitglieder

Frauenquot
e

Deutsche Hochschule für 
Verwaltungswissenschaften 

Speyer

§ 62 des Landesgesetzes über die 
Deutsche Hochschule für 

Verwaltungswissenschaften 
Speyer vom 02.03.2004 i.d.F.d.G. 

vom 20.12.2011 (DHVG)

Seit der letzten Abfrage bis 
07/2023 lag die Frauenquote der 
vom Land entsandten Mitglieder 
bei 100 %      (1 weibliches 
Mitglied). Hintergrund: Wechsel 
Referatsleitung StK 14

Deutsches Forschungsinstitut 
für öffentliche Verwaltung

§ 6 der Landesverordnung über 
das Deutsche Forschungsinstitut 
für öffentliche Verwaltung vom 

15.06.2012 i.V.m. § 69 des DHVG

Seit der letzten Abfrage bis 
07/2023 lag die Frauenquote der 
vom Land entsandten Mitglieder 
bei 100 %      (1 weibliches 
Mitglied). Hintergrund: Wechsel 
Referatsleitung StK 14

Ministerpräsident - 
Staatskanzlei

Ausbildungszentrum für 
Verwaltung

§ 12 des 
Ausbildungszentrumsgesetzes 

vom 27.01.2009

Gremium auch vom MBWK 
benannt; wurde nur einmal 
berücksichtigt (bei StK)

Ausbildungszentrum für 
Verwaltung

Fachbereichsrat Allgem. 
Verwaltung

§ 9 Abs. 3 des 
Ausbildungszentrumsgesetz 

i.V.m. §§ 10, 11 der Satzung des 
Ausbildungszentrums vom 

19.01.2009

Ausbildungszentrum für 
Verwaltung

§ 15 Abs. 2 der Satzung des 
Ausbildungszentrums vom 

19.01.2009
Ausbildungszentrum für 

Verwaltung
Prüfungsausschuss/ Abnahme von 

Ausbilder-Eigungsprüfungen
§ 40 Berufsbildungsgesetz vom 

23.03.2005
Ausbildungszentrum für 

Verwaltung
Ein Sitz für die Beauftragten der 
Arbeitnehmer ist derzeit unbesetzt
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Stiftungsrat 1 1 0 0,0%

UKSH Förderstiftung Kuratorium 1 1 0 0,0%

Friesenstiftung Stiftungsrat 2 1 1 50,0%

1 1 0 0,0%

1 1 0 0,0%

Stiftung Schleswig-
Holsteinische Landesmuseen

§ 6 Gesetz über die Stiftung 
Schleswig-Holsteinsiche 

Landesmussen Schloss Gottorf

In der letzten Spalte wurden nur 
die von der Landesregierung 
entsandten Mitglieder 
berücksichtigt (nicht Landtag, 
CAU, Stiftung SHLM etc.)

§ 8 Satzung der Förderstiftung 
des UKSH

Das Gremium besteht aktuell aus 
71 Mitgliedern. Die überwiegende 
Anzahl bilden Unternehmen, die 
keinem Geschlecht zugeordnet 
werden können.

§ 4 Gesetz über die Errichtung der 
„Stiftung für die Friesische 

Volksgruppe im Lande Schleswig-
Holstein (Friesenstiftung)“ 

(Errichtungsgesetz 
Friesenstiftung) vom 13.01.2020

Nach § 4 (3) Errichtungsgesetz-
Friesenstiftung besteht der 
Stiftungsrat aus neun Mitgliedern 
von denen mindestens vier 
weiblichen Geschlechts sein 
sollen. Die tatsächliche 
Zusammensetzung ist abhängig 
von den Bestellungen der 
entsendenden 
Institutionen/Minderheitenvertretun
g.

Bundesministerium des 
Innern

Beratender Ausschuss für Fragen 
der friesischen Volksgruppe

Geschäftsordnung vom 
29.03.2018

BA wird in jeder Legislaturperiode 
von dem Bundesinnenminister / 
der Bundesinnenministerin neu 
eingesetzt. Grundlage der Arbeit 
ist die GO, die keine Angaben zur 
geschlechterparitätischen 
Besetzung enthält.
Der Minderheitenbeauftragte des 
MP vertritt das Land SH und wird 
von der zuständigen 
Minderheitenreferentin vertreten. 
Die Mitglieder der Minderheit 
können sich je Sitzung ändern.

Bundesministerium des 
Innern

Beratender Ausschuss für Fragen 
der dänischen Minderheit

Geschäftsordnung vom 
20.11.2018

BA wird in jeder Legislaturperiode 
von dem Bundesinnenminister / 
der Bundesinnenministerin neu 
eingesetzt. Grundlage der Arbeit 
ist die GO, die keine Angaben zur 
geschlechterparitätischen 
Besetzung enthält.
Der Minderheitenbeauftragte des 
MP vertritt das Land SH und wird 
von der 
Minderheitenreferatsleitung 
vertreten. Die Mitglieder der 
Minderheit können sich je Sitzung 
ändern.
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1 1 0 0,0%

2 1 1 50,0%

2 1 1 50,0%

2 1 1 50,0%

Beirat § 6 (2) Nr. 4 OK-Gesetz 1 1 0 0,0%

Gesamt 20 51 31 20

Bundesministerium des 
Innern

Beratender Ausschuss für Fragen 
der deutschen Sinti und Roma 

Geschäftsordnung vom 
04.06.2014

BA wird in jeder Legislaturperiode 
von dem Bundesinnenminister / 
der Bundesinnenministerin neu 
eingesetzt. Grundlage der Arbeit 
ist die GO, die keine Angaben zur 
geschlechterparitätischen 
Besetzung enthält.
Der Minderheitenbeauftragte des 
MP vertritt das Land SH und wird 
von der 
Minderheitenreferatsleitung 
vertreten. Die Mitglieder der 
Minderheit können sich je Sitzung 
ändern.

Bundesministerium des 
Innern

Beratender Ausschuss für Fragen 
der niederdeutschen 

Sprachgruppe

Geschäftsordnung vom 
13.10.2004

BA wird in jeder Legislaturperiode 
von dem Bundesinnenminister / 
der Bundesinnenministerin neu 
eingesetzt. Grundlage der Arbeit 
ist die GO, die keine Angaben zur 
geschlechterparitätischen 
Besetzung enthält.
Der Minderheitenbeauftragte des 
MP vertritt das Land SH und wird 
von der zuständigen 
Minderheitenreferentin vertreten. 
Die Mitglieder der Sprachgruppe 
können sich je Sitzung ändern.

Bundesministerium des 
Innern

Implementierungskonferenzen f. 
Europäische Sprachencharta u. 
Rahmenübereinkommen zum 

Schutz nationaler Minderheiten

2 Sitzungen jährlich unter Vorsitz 
BMI, Teilnahme MB und 
Minderheitenreferentin; 

Zusammensetzung jährlich 
wechselnd

Zusammensetzung wechselt 
jährlich mit den Zuständigkeiten in 
den Länderressorts

Bundesministerium des 
Innern, alle 

Landesregierungen

Länder-Bund-
Referentenbesprechung 

Niederdeutsch

Besetzung u. Vorsitz wechseln 
jährlich, da Koordinierung 
alternierend v. Ländern mit 

niederdeutscher Sprechergruppe 
übernommen wird

Zusammensetzung wechselt 
jährlich mit den Zuständigkeiten in 
den Länderressorts

Offener Kanal Schleswig-
Holstein AöR

Die Beiratsmitglieder werden 
jeweils für die Amtszeit des 
Beirats von 5 Jahren benannt.

39,2 %
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IV. B Gremien im Zuständigkeitsbereich des MJG

IV. B. 1 Privatrechtliche Gremien im Zuständigkeitsbereich des MJG

Unternehmen/ Institution Anmerkungen

gesamt M W

Vorstand 1 0 1 100,0%

3 2 1 33,3%

Satzung 1 0 1 100,0%

Satzung 2 0 2 100,0%

Landesstiftung Opferschutz Kuratorium 3 2 1 33,3%

Stiftung Straffälligenhilfe SH Kuratorium Stiftung nach BGB 3 0 3 100,0%
Gesamt 6 13 4 9 69,2%

Bezeichnu
ng des 

Gremiums

Besondere 
Rechtsgrundlage

Verteilung der vom Land entsandten 
Mitglieder

Frauen
quote

Institut für 
Krebsepidemiologie e.V.

Landeskrebsregistte
rgesetz, 

Vereinssatzung

Landeskrankenhausausschu
ss

Landeskra
nkenhausa
usschuss

Landeskrankenhaus
gesetz

Landesstelle gegen 
Suchtgefahren

beratendes 
Mitglied 

des 
Vorstandes

Landesvereinigung für 
Gesundheitsförderung SH

Vorstand 
(beratende
s Mitglied)

Satzung vom 
09.03.2009

Gemäß Beschluss zur 
Satzungsänderung v. 
22.04.2024 wird die 
Opferschutzbeauftragte 
des Landes zukünftig 
Kuratoriumsmitglied qua 
Amt. Nach Abschluss des 
Satzungsänderungsverfahr
en ist daher zu erwarten, 
dass sich W um eins 
erhöht.
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IV. B. 2 Öffentlich-rechtliche Gremien im Zuständigkeitsbereich des MJG

Ressort: MJG Öffentlich-rechtliche Gremien

Unternehmen/ Institution Bezeichnung des Gremiums Besondere Rechtsgrundlage Anmerkungen

gesamt M W

ZSR AöR § 10 Abs.1 S.3 SHRDG 1 1 0 0,0% Stellvertretung durch 1 M

ZSR AöR § 10 Abs.1 S.3 SHRDG 1 1 0 0,0% Stellvertretung durch 1 M

MJG § 17 Abs. 6 SHRDG 2 1 1 50,0%
Stellvertretung durch 2 M

Gremium 2 2 0 0,0%

Beirat der Koordinierungsstelle § 2 Abs. 5 S. 4 KRG SH 2 0 2 100,0%

Verwaltungsausschuss 1 1 0 0,0%

Beirat der ZLG 1 1 0 0,0%

Verwaltungsausschuss 1 0 1 100,0%

Verwaltungsrat Staatsvertrag über die AÖGW 1 1 0 0,0%

Verwaltungsausschuss 1 0 1 100,0%

Länderbeirat Staatsvertrag zum eGBR 1 0 1 100,0%

Verteilung der vom Land entsandten 
Mitglieder

Frauen
quote

Verwaltungsrat der Zentralen 
Stelle Rettungsdienst (ZSR) AöR

Beirat der Zentralen Stelle 
Rettungsdienst (ZSR) AöR

Behandlunsgkapazitätennachweis 
(BKN) Nutzerbeirat

Gemeinsames 
Landesgremium

§ 90a SGB V i.V.m. § 3 Abs. 1 
AG-GKV-VStG

Stellvertretung durch 1 M und 1 
W

Krebsregister Schleswig-
Holstein
GIZ-Nord 

(Giftinformationszentrum)
Abkommen d. norddeutschen 

Länder über das GIZ
ZLG (Zentralstelle der 

Länder für 
Gesundheitsschutz bei 

Arzneimitteln und 
Medizinprodukten)

Artikel 3  des Abkommen über 
die Zentralstelle der Länder für 

Gesundheitsschutz bei 
Arzneimitteln und 
Medizinprodukten

Norddeutsche Kooperation 
"Schifffahrtsmedizin"

Abkommen d. norddeutschen 
Länder 

AÖGW (Akademie für 
öffentliches 

Gesundheitswesen)

Für die Zählung werden nur die 
originären Mitglieder gezählt, 
nicht die Stellvertretungen.

NDZ (Norddeutsches 
Zentrum zur 

Weiterentwicklung der 
Pflege)

Abkommen d. norddeutschen 
Länder über das NDZ

Länderbeirat eGBR 
(elektronisches 

Gesundheitsberuferegister)

Für die Zählung werden nur die 
originären Mitglieder gezählt, 
nicht die Stellvertretungen.
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Verwaltungsrat Staatsvertrag über das IMPP 1 0 1 100,0%

§ 40 IfSG 1 0 1 100,0%

AG Geschäftsordnung 15 7 8 53,3%

Ausschuss 3 2 1 33,3%

Ausschuss 2 1 1 50,0%

Gesamt 16 36 18 18 50,0%

IMPP (Institut für 
medizinische und 
pharmazeutische 
Prüfungsfragen)

Für die Zählung werden nur die 
originären Mitglieder gezählt, 
nicht die Stellvertretungen.

Bundesgesundheitsministeri
um / Umweltbundesamt

Schwimm- und 
Badewasserkommission beim 

Umweltbundesamt
Landesarbeitsgemeinschaft 

"Sport im Justizvollzug"

Beratender Ausschuss für 
die Bestellung der 
Vorsitzenden der 
Arbeitsgerichte

§ 18 ArbGG i.V.m. AV d. MJKE v. 
23.10.2013

Aufgrund des Wechsels in der 
Behördenleitung des 
Landesarbeitsgerichts während 
der laufenden Amtsperiode des 
Ausschusses hat sich das 
Geschlechterverhältnis der 
vom Land entsandten 
Mitglieder zu Lasten der 
Frauen verändert.

Beratender Ausschuss für 
die Ernennung von 

Berufsrichtern in der 
Sozialgerichtsbarkeit

§ 11 SGG i. V. mit Bek. d. JM 
vom 20.06.1957
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IV. C Gremien im Zuständigkeitsbereich des MBWFK

IV. C. 1 Privatrechtliche Gremien im Zuständigkeitsbereich des MBWFK
Ressort: MBWFK Privatrechtliche Gremien

Unternehmen/ Institution Bezeichnung des Gremiums Besondere Rechtsgrundlage Anmerkungen

gesamt M W

Vorstand Satzung 1 0 1 100,0%
III 4 Besetzung qua Amt

Stiftungsrat Satzung 2 1 1 50,0%

SHMF e.V. Kuratorium Satzung 1 1 0 0,0% Benennung qua Amt

SHMF e.V. Gesamtvorstand Satzung 1 1 0 0,0%

Stiftungsrat §§ 9-11 Satzung 1 0 1 100,0%
Benennung qua Amt

Stiftungsversammlung §§ 12-13 Satzung 1 0 1 100,0%

Stiftungsrat Satzung 1 0 1 100,0%

Kunststiftung HCOB Kuratorium Satzung 1 0 1 100,0% Benennung qua Amt 

Aufsichtsrat Satzung 1 0 1 100,0%
Benennung qua Amt als Gast 

Dt. Bühnenverein, Köln Verwaltungsrat 1 0 1 100,0%

Dt. Bühnenverein LV Nord Vorstand 1 0 1 100,0%

Stiftung Schloss Glücksburg Stiftungsrat Satzung 2 1 0 0,0%
Berufung durchs Kabinett

Stiftung Schloss Ahrensburg Stiftungsrat Satzung 1 0 1 100,0%

Kuratorium Satzung (private Stiftung) 1 1 0 0,0%

Verwaltungsrat Satzung 1 0 1 100,0%

Satzung 1 1 0 0,0%
Ein Platz derzeit N.N.

Gesamt 16 18 6 11

Verteilung der vom Land entsandten 
Mitglieder

Frauen
quote

Büchereiverein Schleswig-
Holstein e.V.

Schleswig-Holstein Musik 
Festival (SHMF)

Bürgerstiftung Schleswig-
Holsteinische Gedenkstätten

Bürgerstiftung Schleswig-
Holsteinische Gedenkstätten

Stiftung Centre Culturel 
Francais de Kiel

Entsendung nicht in der 
Zuständigkeit des MBWFK; derzeit 
III 41 qua Amt

Schleswig-Holsteinisches 
Landestheater gmbH

Forschungszentrum Borstel - 
Leibniz-Lungenzentrum

Deutsche Allianz 
Meeresforschung

Max-Planck-Gesellschaft 
e.V. 

Kuratorium des Max-Planck-
Instituts Plön

61,1 %
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IV. C. 2 Öffentlich-rechtliche Gremien im Zuständigkeitsbereich des MBWFK

Ressort: MBWFK Öffentlich-rechtliche Gremien

Unternehmen/ Institution Bezeichnung des Gremiums Besondere Rechtsgrundlage Anmerkungen

gesamt M W

MBWFK Denkmalrat Schleswig-Holstein Gesetz, Rechtsverordnung 2 0 2 100,0%

MBWFK Beirat Bestandserhaltung Keine

Landtag Beirat Niederdeutsch Keine 4 1 3 75,0%

Satzung 1 0 1 100,0% III 4 nimmt als Gast teil

MBWFK Keine 2 0 2 100,0%

Vereinbarung vom 16.09.1997 1 0 1 100,0% III 41

Vereinbarung vom 16.09.1997 1 0 1 100,0% III 41

Wissenschaftlicher Beirat Satzung 1 0 1 100,0%

Archivschule Marburg Verwaltungsrat 1 0 1 100,0%

Kuratorium Satzung 1 1 0 0,0%

Kuratorium Satzung 1 0 1 100,0%

Verteilung der vom Land entsandten 
Mitglieder

Frauen
quote

Staatsbibliothek zu Berlin - 
Stiftung Preußischer 

Kulturbesitz

Koordinierungsstelle für die 
Erhaltung des schriftl. Kulturgut 

(KEK)

Leitungsgruppe Gedenkstätten 
und Erinnerungskultur

Region Sønderjylland-
Schleswig

Deutsch-Dänischer 
Kulturausschuss

Region Sønderjylland-
Schleswig

Deutsch-Dänische 
Kulturfachgruppe

Stiftung Eutiner 
Landesbibliothek

Derzeit kommissarische Vertretung
 bis Neuentsendung

Verwaltungs- und 
Finanzierungsabkommen über 

die Archivschule Marburg - 
Hochschule für 

Archivwissenschaften vom 
01.01.2020

Deutsches Museum 
München

Vertretung des MP durch III40 – 
Entsendung (Kabinett)

Bundeskunsthalle der 
Bundesrepublik Deutschland 

GmbH
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Stiftungsrat Gesetz 2 1 1 50,0%

Stiftung Schloss Eutin*** Stiftungsrat Gesetz 2 2 0 0,0%

Kulturstiftung des Landes Stiftungsrat Gesetz 3 1 2 66,7% Benennung qua Amt

Kulturstiftung des Landes Vorstand Gesetz 1 1 0 0,0% Benennung qua Amt

Stiftungsrat Gesetz 1 1 0 0,0%

Referentenkommission Satzung 1 0 1 100,0% Referentin III 401 

MBWFK Theaterkommission Richtlinie 1 0 1 100,0%

Theater Kiel AöR Verwaltungsrat Satzung 1 0 1 100,0% Benennung qua Amt

Kulturstiftung der Länder Stiftungsrat Gesetz 1 0 1 100,0%

Kulturstiftung der Länder Referentenkommission Satzung 1 0 1 100,0%

MBWFK Kunstkommission Keine 1 0 1 100,0%

MBWFK Stipendienkommission Keine 1 0 1 100,0%

Stiftungsrat Satzung 1 1 0 0,0% StWFK

MBWK Kunstpreis SH Künstl. Beirat Richtlinie 1 0 1 100,0% III M

Stiftungsrat 1 1 0 0,0%

1 0 1 100,0%

Stiftung Schleswig-
Holsteinische 

Landesmuseen Schloss 
Gottorf***

MP Vorsitz qua Amr, III M 
Stellvertretung als Vorsitzende des 

BiA

Benennung qua Amt, gem. Gesetz 
sind Minister/in oder 

Staatssekretär/in  und ein Mitglied 
des Landtags Mitglieder 

Stiftung Preußischer 
Kulturbesitz

III St/WFK berufenes Mitglied 
(Kabinett); III 4 Stellvertr. (Kabinett)

Stiftung Preußischer 
Kulturbesitz

Benennung qua Amt; III 4 
Stellvertr. (Kabinett)

III 40, keine aktuellen Zahlen zum 
Gesamtgremium vorliegend

Pommersches 
Landesmuseum Greifswald

Stiftung für 
Hochschulzulassung

§ 5 NRW-Gesetz zur Errichtung 
einer Stiftung "Stiftung für 

Hochschulzulassung"

Entsendung an das Amt bzw. die 
fachliche Zuständigkeit geknüpft

Stiftung für 
Hochschulzulassung

Ausschuss für das Zentrale 
Verfahren der Stiftung für 

Hochschulzulassung

§ 2 Satzung der Stiftug für 
Hochschulzulassung

Entsendung an das Amt bzw. die 
fachliche Zuständigkeit geknüpft
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1 1 0 0,0%

keine 1 0 1 100,0%

AG 1 1 0 0,0%

Studienkolleg an der FH Kiel Beirat 2 0 1 50,0%

Kommission Lehrkräftebildung keine 4 1 3 75,0%

Stiftung Akkreditierungsrat Stiftungsrat 1 1 0 0,0%

Bund-Länder-Gremium 1 1 0 0,0%

GEOMAR Kuratorium Satzung 1 1 0 0,0% Ein Platz derzeit N.N.

Stiftungsrat Satzung 2 2 0 0,0%

Stiftungsrat Satzung 1 1 0 0,0%

Stiftung für 
Hochschulzulassung

Ausschuss für das Zentrale 
Verfahren der Stiftung für 

Hochschulzulassung - 
Kapazitätsrecht

§ 2 Satzung der Stiftug für 
Hochschulzulassung

Entsendung an das Amt bzw. die 
fachliche Zuständigkeit geknüpft

Gemeinsame 
Wissenschaftskonferenz 

(GWK)

Arbeitskreis Chancengleichheit in 
Wissenschaft und Forschung

Ständige 
Arbeitsgemeinschaft der 

Küstenländer für das 
Seefahrtsbildungswesen

Vereinbarung der Kultsministerin 
der Küstenländer vom 

01.01.1992

Abteilung 5 entsendet nur ein 
Mitglied, aber Abteilung 3 ebenso

§ 96 Abs. 5 HSG, § 6 Abs. 1 der 
Satzung des Studienkollegs 

Abteilung 5 entsendet nur ein 
Mitglied, aber Abteilung 3 ebenso

Kultusministerkonferens 
(KMK)

Es wird je ein Mitglied der Abt. 3 
und 5 entsandt als Vertretung des 

Landes, StB übernimmt der 
Vorsitz, Al 5 vertritt den HA

§ 9 NRW-Gesetz über die 
Stiftung Akkreditierungsrat

auf die Gremienbesetzung hat SH 
keinen Einfluss, da die 

Amtschefinnen und Amtschefs 
i.d.R. Stiftungsratmitglieder sind.

Stiftung Innovation in der 
Hochschullehre

§ 11 Satzung der Stiftung 
Innovation in der Hochschullehre

auf die Gremienbesetzung hat SH 
keinen Einfluss, da sich die 

Entsendung der 
Ländervertretungen i. d. R. nach 
fachlicher Zuständigkeit richtet.

Institut für Weltwirtschaft 
(IfW)

Ein Platz derzeit N.N., 2. Mitglied 
des Landes wird vom MWVATT 

entsandt

Leibniz-Informationszentrum 
Wirtschaft (ZBW)
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Alfred-Wegener-Institut (AWI) Kuratorium Satzung 1 0 1 100,0%

Stiftungsrat Satzung 1 1 0 0,0%

Stiftungsrat Satzung 1 0 1 100,0%

Kuratorium Satzung 1 1 0 0,0%

Kuratorium Satzung 1 1 0 0,0%

Kuratorium Satzung 1 0 1 100,0%

Hauptausschuss Geschäftsordnung 1 0 1 100,0%

Bewilligungsausschuss SFB Geschäftsordnung 1 1 0 0,0%

Bewilligungsausschuss GRK Geschäftsordnung 1 1 0 0,0%

Stiftungsrat Gesetz/ Satzung 1 0 1 100,0% III 4 Entsendung (Kabinett)

Kuratorium Gesetz 1 1 0 0,0%

Beirat Satzung? 1 0 1 100,0% III 4 qua Amt

Fernsehrat 1 0 1 100,0%

Gesamt 49 59 24 34

IPN Leibniz-Institut für die 
Pädagogik der 

Naturwissenschaften und 
Mathematik

Leibniz-Institut für 
Archäologie (LEIZA)

Fraunhofer-Institut für 
Siliziumtechnologie

Fraunhofer-Institut für 
Digitale Medizin

Fraunhofer-Einrichtung für 
Individualisierte und 

Zellbasierte Medizintechnik
Deutsche 

Forschungsgemeinschaft 
(DFG) 

Deutsche 
Forschungsgemeinschaft 

(DFG) 
Deutsche 

Forschungsgemeinschaft 
(DFG) 

Kulturstiftung Hansestadt 
Lübeck

Haus der Geschichte der 
Bundesrepublik Deutschland 

III St/WFK berufenes Mitglied 
(Kabinett); III 4 Stellvertr. (Kabinett)

Schleswig-Holsteinischer 
Kunstverein

Zweites Deutsches 
Fernsehen (ZDF) AöR

ZDF-Staatsvertrag / §§ 5 ff. ZDF-
Satzung

III St (Dr. Dorit Stenke) Entsandt 
seit 10.10.2017

57,6 %
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IV. D Gremien im Zuständigkeitsbereich des MIKWS

IV. D. 1 Privatrechtliche Gremien im Zuständigkeitsbereich des MIKWS

Ressort: MIKWS Privatrechtliche Gremien

Unternehmen/ Institution Besondere Rechtsgrundlage Anmerkungen

gesamt M W

Gesamt 0 0 0 0

Bezeichnu
ng des 

Gremiums

Verteilung der vom Land entsandten 
Mitglieder

Frauen
quote
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IV. D. 2 Öffentlich-rechtliche Gremien im Zuständigkeitsbereich des MIKWS

Ressort: MIKWS Öffentlich-rechtliche Gremien

Unternehmen/ Institution Bezeichnung des Gremiums Besondere Rechtsgrundlage Anmerkungen

gesamt M W

Kommission 4 0 4 100,0%

Verwaltungsrat § 27 h GlüStV 1 1 0 0,0%

KIF-Beirat § 19 FAG 6 6 0 0,0%

FAG-Beirat § 34 FAG 4 3 1 25,0%

Landesfeuerwehrschule SH Kuratorium 3 3 0 0,0%

Landesfeuerwehrschule SH 2 2 0 0,0%

Verteilung der vom Land entsandten 
Mitglieder

Frauen
quote

Kommission des 
Landespräventionsrates

Gemeinsame 
Glücksspielbehörde der 

Länder (GGL)

Vertreterinnen und Vertreter 
im Gremium sind 
Staatssekretärinnen und 
Staatssekretäre des für die 
Glücksspielaufsicht des 
Trägerlandes zuständigen 
Ministeriums. Die Teilnahme 
ist somit an das Amt 
gebunden.

Beirat des Kommunalen 
Investitionsfonds (§ 19 FAG)

1x FM, 3x MIKWS, 2x 
IB.SH, 3x KLV

Beirat für den kommunalen 
Finanzausgleich

Die kommunalen 
Landesverbände benennen ihre 
Vertreter eigenständig. Die 
Vertretung des Landes erfolgt 
durch die zuständigen 
Staatssekretäre bzw. 
Abteilungsleitungen.

Schulordnung für die 
Landesfeuerwehrschule i.V.m. § 

36 Abs. 5 BrSchG

Ausbildungsausschuss 
Freiwillige Feuerwehr

Schulordnung für die 
Landesfeuerwehrschule i.V.m. § 

36 Abs. 5 BrSchG
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Landesfeuerwehrschule SH 2 2 0 0,0%

Landesplanungsrat §§ 20 und 21 LaplaG 1 0 1 100,0%

Metropolregion Hamburg Trägerversammlung 1 1 0 0,0% Bennung qua Amt
Metropolregion Hamburg Regionsrat 1 1 0 0,0% Benennung qua Amt: IV St 

Metropolregion Hamburg Lenkungsausschuss 1 0 0 0,0%

Gesamt 11 26 19 6 23,1%

Ausbildungsausschuss 
Berufsfeuerwehr

Schulordnung für die 
Landesfeuerwehrschule i.V.m. § 

36 Abs. 5 BrSchG
Vorsitz IV M gemäß § 21 
Abs. 1 LaplaG qua Amt

Staatsvertrag zwischen den 4 Ländern HH, MV, 
NI und SH über die Finanzierung der 
Zusammenarbeit in der Metroplregion Hamburg 
und die Fortführung der Förderfonds sowie 
Kooperationsvertrag aller 36 Trägerinnen und 
Träger über die Zusammenarbeit in der 
Metropolregion Hamburg

Das Land SH ist durch IV 6 
als Vollmitglied im 
Lenkungsausschuss 
vertreten
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IV. E Gremien im Zuständigkeitsbereich des MEKUN

IV. E. 1 Privatrechtliche Gremien im Zuständigkeitsbereich des MEKUN

Ressort: MEKUN Privatrechtliche Gremien

Unternehmen/ Institution Bezeichnung des Gremiums Besondere Rechtsgrundlage Anmerkungen

gesamt M W

Stiftung Küstenschutz Sylt Aufsichtsrat 2 1 1 50,0%

7 4 3 42,9%

Gesamt 2 9 5 4 44,4%

Verteilung der vom Land entsandten 
Mitglieder

Frauen
quote

Gründungssatzung vom 
16.08.2007

HK Hamburg für Bremen, 
Hamburg, Mecklenburg-

Vorpommern, 
Niedersachsen und 
Schleswig-Holstein

Fachgremium "Bodenschutz und 
Altlasten zur Überprüfung der 

erforderl. Sachkunde nach § 18 
BBodSchG und der besonderen 
Sachkunde nach § 36 GewO"

Landesverordnung zur 
Anerkennung von Sachverst. für 
Bodenschutz und Altlasten nach 

§ 18 BBodSchG

bei einer Benennung handelt es sich um 
einen Universitätsprofessor der CAU, die 
anderen 6 vom Land entsandten Mitglieder 
sind Mitarbeiter*innen im LfU
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IV. E. 2 Öffentlich-rechtliche Gremien im Zuständigkeitsbereich des MEKUN

Ressort: MEKUN Öffentlich-rechtliche Gremien

Bezeichnung des Gremiums Besondere Rechtsgrundlage Anmerkungen
gesamt M W

Kuratorium (inkl. Stellvertretung) 11 5 6 54,5%

NUN-Kommission Geschäftsordnung 11 5 6 54,5%

BLV-SUB, HKV 3 2 1 33,3%

Bundesnetzagentur 1 1 0 0,0% Stellvertretung ist W

Landesnaturschutzbeirat 0 0 0

Rat der Stiftung Naturschutz § 47 LNatSchG 2 1 1 50,0%

Vorstand der Stiftung Naturschutz § 47 LNatSchG 0 0 0

Verteilung der vom Land entsandten 
Mitglieder

Frauen
quote

Bildungszentrum 
für Natur, Umwelt 

und ländliche 
Räume

Organisationserlass für das 
Bildungszentrum für Natur, 

Umwelt und ländliche Räume des 
Landes Schleswig-Holstein vom 

01.01.2023
Bildungszentrum 
für Natur, Umwelt 

und ländliche 
Räume

Bund/Länder-
Gemeinschaft

Koordinierungsausschuss 
Schadstoffunfallbekämpfung 

(KOA-SUB)

Folgende Behörden sind 
Vertreten: HK, BMUV, 

BMDV, 
UEG, GDWS, HB, SH, 

HH, 
Nds, MV

Beirat für Elektrizität, Gas, 
Telekommunikation, Post und 

Eisenbahnen

§ 3 Abs. 3 Gesetz 
Bundesnetzagentur, § 120 TKG 

und § 60 EnWG
Beirat bei der/dem 
Landesbeauftragte
n für Naturschutz

§ 43 LNatSchG i.V.m. der 
Naturschutzbeiratsverordnung

Stiftung 
Naturschutz 

Schleswig-Holstein 
Stiftung 

Naturschutz 
Schleswig-Holstein 
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4 1 3 75,0% inklusive Vertreter*innen

Stiftungsrat 2 0 2 100,0%

Kuratorium 6 4 2 33,3%

Kuratorium 6 5 1 16,7%

Koordinierungsgruppe 1 1 0 0,0%

Elberat 1 1 0 0,0%

Gesamt 13 48 26 22

Geschäftsführung 
der Bingo-

Projektförderung

Vergaberat zur Vergabe der 
Zweckerträge aus der Lotterie 

BINGO! Die Umweltlotterie 
Schleswig-Holstein

Verwaltungsvorschriften (VV) zu 
§ 44 Landeshaushaltsordnung 

(LHO), Förderrichtlinie zur 
Vergabe der Zweckerträge aus 

der Lotterie für Umwelt und 
Entwicklung in Schleswig-

Holstein - Bingo! Die 
Umweltlotterie, 

Geschäftsordnung des 
Vergaberates

Nationalparkstiftung 
Schleswig-Holstein

Anerkennung nach §§80, 81 BGB 
i.V.m. § 2 Stiftungsgesetz vom 

17.12.2015
Nationalpark-
Kuratorium 

Dithmarschen

Nationalparkgesetz (NPG) vom 
22.07.1985 (GVOBl. Schl.-H. S. 

202)
Nationalpark-
Kuratorium 

Nordfriesland

Nationalparkgesetz (NPG) vom 
22.07.1985 (GVOBl. Schl.-H. S. 

202)
Koordinierungsgrup

pe FGE 
Schlei/Trave zur 

Umsetzung der EG-
WRRL

Verwaltungsvereinbarung 
zwischen MV+SH

Elberat der FGG 
Elbe zur 

Umsetzung der EG-
WRRL

Verwaltungsvereinbarung 
zwischen 10 BL im Einzugsgebiet 

der Elbe

45,8 %
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IV. F Gremien im Zuständigkeitsbereich des FM

IV. F. 1 Privatrechtliche Gremien im Zuständigkeitsbereich des FM
Ressort: FM Privatrechtliche Gremien

Unternehmen/ Institution Bezeichnung des Gremiums Besondere Rechtsgrundlage Anmerkungen

gesamt M W

Gesamt 0 0 0 0

Verteilung der vom Land entsandten 
Mitglieder

Frauen
quote
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IV. F. 2 Öffentlich-rechtliche Gremien im Zuständigkeitsbereich des FM

Ressort: FM Öffentlich-rechtliche Gremien

Sondervermögen/ Institution Bezeichnung des Gremiums Besondere Rechtsgrundlage Anmerkungen
gesamt M W

Beirat Hauptverwaltung § 9 BundesbankG 4 2 2 50,0%

Anlageausschuss § 3 Abs. 3 VersorgungsfondsG 4 2 2 50,0%

Beirat § 9 VersorgungsfondsG 3 0 3 100,0%

Gesamt 3 11 4 7 63,6%

Verteilung der vom Land entsandten 
Mitglieder

Frauen
quote

Hauptverwaltung der Deutschen 
Bundesbank in Hamburg, 

Mecklenburg-Vorpommern und 
Schleswig-Holstein

SH hat kein 
Berufungs-, 
sondern 
lediglich ein 
Vorschlagsrecht

Sondervermögen 
"Versorgungsfonds des Landes 

Schleswig-Holstein"
Sondervermögen 

"Versorgungsfonds des Landes 
Schleswig-Holstein"



Drucksache 20/2882(neu)                                 Schleswig-Holsteinischer Landtag - 20. Wahlperiode  

XXI

IV. G Gremien im Zuständigkeitsbereich des MWVATT

IV. G. 1 Privatrechtliche Gremien im Zuständigkeitsbereich des MWVATT

Ressort: MWVATT Privatrechtliche Gremien

Unternehmen/ Institution Bezeichnung des Gremiums Besondere Rechtsgrundlage Anmerkungen

gesamt M W

Eisenbahninfrastrukturbeirat § 4 BEVVG 1 1 0 0,0%

ESF Plus Begleitausschuss Art. 38 VO (EU) 2021/1060 6 4 2 33,3%

Gesamt 4 7 5 2 4,3%

Verteilung der vom Land entsandten 
Mitglieder

Frauen
quote

Bundesnetzagentur für 
Elektrizität, Gas, 

Telekommunikation, Post 
und Eisenbahn

Mitglied für SH ist Minister Madsen. 
Die Mitglieder werden vom 
Bundesrat gewählt und sind die 
fachlich zuständigen Ressortchefs.

Ministerium für Wirtschaft, 
Verkehr, Arbeit, Technologie 

und Tourismus
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IV. G. 2 Öffentlich-rechtliche Gremien im Zuständigkeitsbereich des MWVATT

Ressort: MWVATT Öffentlich-rechtliche Gremien

Unternehmen/ Institution Bezeichnung des Gremiums Besondere Rechtsgrundlage Anmerkungen
gesamt M W

BLA SGB II Bund-Länder-Ausschuss SGB II § 18c SGB II 1 0 1 100,0%

KoopA SGB II Kooperationsausschuss SGB II § 18b SGB II 3 1 2 66,7%

Beschluss BA-VWR 3 1 2 66,7%

ESF Plus Begleitausschuss Art. 38 VO (EU) 2021/1060 6 4 2 33,3%

EFRE Begleitausschuss 11 4 7 63,6%

3 1 2 66,7%

Gesamt 6 27 11 16

Verteilung der vom Land entsandten 
Mitglieder

Frauenquot
e

Entsprechend der Aufgabenstellung ist der BLA 
unterschiedlich besetzt. Zentrale Fragen der 
Umsetzung des SGB II BMAS, Länder, KspV, BA. 
Bei der Beratung von Aufsichtsfragen mit 
Vertreterinnen von Bund und Ländern. Die Zahl der 
von den einzelnen Institutionen entsandten 
Mitglieder ist nicht festgelegt.Derzeit entsendet SH 
eine Vertreterin. Jede Institution hat eine Stimme. 
Die Zahl der Teilnehmenden variiert nach der 
Tagesordnung und bewegt sich i.d.R. zwischen 40 
und 50 Personen.
Der Kooperationsausschuss SGB II besteht gem. § 
18b SGB II aus 6 Mitgliedern; drei von der 
zuständigen obersten Landesbehörde, 3 vom 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales.

Bundesagentur für Arbeit 
(Regionaldirektion Nord)

Beirat der Regionaldirektion Nord 
für das Land Schleswig-Holstein

Ministerium für Wirtschaft, 
Verkehr, Arbeit, Technologie 

und Tourismus

Ministerium für Wirtschaft, 
Verkehr, Arbeit, Technologie 

und Tourismus

Art. 38 VO (EU) 2021/1060, Del. 
VO (EU) 240/2014, 
Geschäftsordnung

Vom Land entsandte Mitglieder sind die Vorsitzende 
St Julia Carstens sowie die Leitungen der 
Verwaltungsbehörden des EFRE, ESF Plus 
(MWVATT) und ELER (MEKUN) sowie 
Vertretungen von fachlich zuständigen Referaten 
aus StK, FM, MJG, MIKWS, MSJFSIG, MBWFK und 
MLLEV

Bundesagentur für Arbeit 
(Regionaldirektion Nord)

Übergeordneter Beirat für HH, MV 
und SH der Regionaldirektion 

Nord

Eine Angabe der Gesamtmitglieder ist nicht möglich, 
da häufig wechselnde Teilnehmende. Im 
übergeordneten Beirat sind i.d.R. je drei Ministerien 
der Länder HH, MV und SH, Vertreterinnen und 
Vertreter der Sozialpartner sowie die RD Nord 
vertreten. Zumeist ist der Beirat paritätisch besetzt.

59,3 %
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IV. H Gremien im Zuständigkeitsbereich des MSJFSIG

IV. H. 1 Privatrechtliche Gremien im Zuständigkeitsbereich des MSJFSIG

Ressort: MSJFSIG Privatrechtliche Gremien

Unternehmen/ Institution Bezeichnung des Gremiums Besondere Rechtsgrundlage
Verteilung der vom Land entsandten Mitglieder

Anmerkungen

gesamt M W Frauenquote

Stiftung Familie in Not Kuratorium 3 1 2 66,7%

Gesamt 1 3 1 2 66,7%

§ 6 der Satzung (Fassung v. 
12.09.2007)
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IV. H. 2 Öffentlich-rechtliche Gremien im Zuständigkeitsbereich des MSJFSIG

Bezeichnung des Gremiums
Verteilung der vom Land entsandten Mitglieder

Anmerkungen

gesamt M W Frauenquote

2 1 1 50,0%

Landesjugendamt Landesjugendhilfeausschuss 1 1 0 0,0%

Landesverwaltung Landes IT Rat (LITR) 1 1 0 0,0%

MSJFSIG Landespflegeausschuss 2 2 0 0,0%

MSJFSIG Landespflegesatzkommission 1 1 0 0,0%

MSJFSIG 1 1 0 0,0%

MSJFSIG Beratender Ausschuss § 186 SGB IX 2 0 2 100,0%

MSJFSIG § 2 AG-SGB IX 2 1 1 50,0%

Unternehmen/ 
Institution

Besondere 
Rechtsgrundlage

Härtefallkkommission 
des Landes 

Schleswig-Holstein

Härtefallkkommission des Landes 
Schleswig-Holstein

§ 23a 
Aufenthaltsgesetz

§§ 70 ff. SGB VIII, 
§§ 51 ff. JuFöG

Beratendes 
Mitglied kraft 
Amtes ist die 
Leitung des LJA

Erlass IM IV Z 
0256.00.01.00 vom 

11.12.2012
§ 8a SGB XI; 

Landespflegeaussc
hussverordnung

§ 86 Abs. 1 SGB XI; 
Geschäftsordnung

Schiedsstelle für Angelegenheiten 
des Pflege-Versicherungsgesetzes

§ 76 SGB XI; 
Pflege-

Schiedsstellenveror
dnung

Arbeitsgemeinschaft zur Förderung 
und Weiterentwicklung der 

Strukturen der Eingliederungshilfe
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MSJFSIG § 202 SGB IX 4 2 2 50,0%

MSJFSIG § 3 AG-SGB IX 1 0 1 100,0%

MSJFSIG Schiedsstelle für Vereinbarungen 1 1 0 0,0%

Bund § 86 SGB IX 2 1 1 50,0%

Widerspruchsausschuss beim 
Integrationsamt
Steuerungskreis 

Eingliederungshilfe nach § 3 AG-
SGB IX

§ 80 SGB XII; SGB 
XII-

Schiedsstellenveror
dnung

Beirat für die Teilhabe von 
Menschen mit Behinderung

Der beim BMAS 
gebildete Beirat 
besteht aus 48 
Mitgliedern, 
wobei für jedes 
Mitglied ein stv. 
Mitglied zu 
berufen ist. Die 
Länder 
entsenden jew. 
ein Mitglied und 
ein stv. Mitglied. 
Der 
Bundesverband 
Deutscher 
Privatklinken 
verzichtet seit 
2021 auf sein 
Benennungsrec
ht nach § 86 
SGB IX.
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Bund-Länder 1 0 1 100,0%

Länder Ländervereinbarung 1 1 0 0,0%

Ländergremium Staatsvertrag 1 0 1 100,0%

Gesamt 15 23 13 10 43,5%

AfAmed – Ausschuss für 
Arbeitsmedizin

VO zur 
arbeitsmedizinischen 
Vorsorge (ArbMedVV)

Länderausschuss f. Arbeitsschutz 
u. Sicherheitstechnik (LASI)

Beirat der Zentralstelle der Länder 
für Sicherheitstechnik
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IV. I Gremien im Zuständigkeitsbereich des MLLEV

IV. I. 1 Privatrechtliche Gremien im Zuständigkeitsbereich des MLLEV

IV. I. 2 Öffentlich-rechtliche Gremien im Zuständigkeitsbereich des MLLEV

Ressort: MLLEV Öffentlich-rechtliche Gremien

Unternehmen/ Institution Bezeichnung des Gremiums Besondere Rechtsgrundlage Anmerkungen
gesamt M W

MLLEV Fischereiabgabeausschuss 2 1 1 50,0%

Gesamt 1 2 1 1 50,0%

Verteilung der vom Land entsandten 
Mitglieder

Frauen
quote

Landesfischereigesetz § 29 Abs. 
5

es liegt im freien Ermessen der im 
Ausschuss vertretenen Verbände, Frauen 
oder Männer in den Ausschuss zu 
entsenden; das Land kann hierauf keinen 
Einfluss nehmen

Ressort: MLLEV Privatrechtliche Gremien

Unternehmen/ Institution Bezeichnung des Gremiums Besondere Rechtsgrundlage Anmerkungen
gesamt M W

Gesamt 0 0 0 0

Verteilung der vom Land entsandten 
Mitglieder

Frauen
quote
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IV. J Organe in Landesunternehmen

IV. J. 1 Organe in privatrechtlich verfassten Landesunternehmen

Landesbeteiligungen Privatrechtliche Gremien

Unternehmen Bezeichnung des Gremiums Besondere Rechtsgrundlage Anmerkungen

gesamt M W

AKN Eisenbahn GmbH Aufsichtsrat Gesellschaftsvertrag 3 1 2 MWVATT

Aufsichtsrat Gesellschaftsvertrag 3 1 2 MWVATT

Aufsichtsrat Gesellschaftsvertrag 1 1 0 MWVATT

Aufsichtsrat Gesellschaftsvertrag 0 0 0 MBWFK

EKSH Gesellschaftsvertrag 0 0 0 MEKUN

Aufsichtsrat Gesellschaftsvertrag 1 0 1 MBWFK

Aufsichtsrat Gesellschaftsvertrag 0 0 0 MBWFK

Verteilung der vom Land entsandten 
Mitglieder fachlich 

zuständigFrauen
quote

66,67 %

Bürgschaftsbank
Schleswig-Holstein 
GmbH

66,67 %

normalerweise 15 AR-
Mitglieder, aufgrund 

einer 
Mandatsniederlegung 
zum 31.12.2023 erfolgt 
Nachwahl in der GV am 

08.05.2024

DEGES Deutsche 
Einheit 
Ferstraßenplanungs- 
und -bau GmbH

0,00 %

Deutsches Zentrum für 
Hochschul- und 
Wissenschaftsforschung 
GmbH

kein Aufsichts- oder 
Verwaltungsrat

Filmförderung 
Hamburg/Schleswig-
Holstein GmbH

100,00 %

FWU Institut für Film und 
Bild in 
Wissenschaft und 
Unterricht gGmbH
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Gesellschaftsvertrag 0 0 0 MEKUN

Aufsichtsrat Gesellschaftsvertrag 2 1 1 MEKUN

0 0 0 FM

Aufsichtsrat Gesellschaftsvertrag 1 0 1 MBWFK

Aufsichtsrat Gesellschaftsvertrag 1 1 0 MWVATT

Aufsichtsrat Gesellschaftsvertrag 1 1 0 MSJFSIG

Kuratorium Gesellschaftsvertrag 0 0 0 MBWFK

Aufsichtsrat Gesellschaftsvertrag 1 1 0 MBWFK

Aufsichtsrat Gesellschaftsvertrag 2 1 1 MWVATT

Aufsichtsrat Gesellschaftsvertrag 2 1 1 MWVATT

Gesellschaftsvertrag 0 0 0 MEKUN

GBS Gesellschaft zur 
Beseitigung 
von Sonderabfällen mbH

kein Aufsichts- oder 
Verwaltungsrat

GOES Gesellschaft für 
die Organisation 
der Entsorgung von 
Sonderabfällen mbH

50,00 %

Gesellschaft zur 
Verwaltung und 
Finanzierung von 
Beteiligungen des 
Landes mbH (GVB)

Gesellschaftsvertrag kein Aufsichts- oder 
Verwaltungsrat

Helmholtz-Zetrum 
hereon GmbH

100,00 %

Hamburger 
Verkehrsverbund GmbH

0,00 %

InphA GmbH Institut für
pharmazeutische 
und angewandte 
Analytik

0,00 %

Kunst- und 
Ausstellungshalle der 
Bundesrepublik 
Deutschland GmbH
Länderzentrum für 
Niederdeutsch gGmbH

0,00 %

Life Science Nord 
Management GmbH

50,00 %

Nahverkehrsverbund 
Schleswig-Holstein 
GmbH

50,00 %

NationalparkService 
gGmbH

kein Aufsichts- oder 
Verwaltungsrat
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Aufsichtsrat Gesellschaftsvertrag 0 0 0 FM

Aufsichtsrat Gesellschaftsvertrag 3 1 2 MEKUN

Aufsichtsrat Gesellschaftsvertrag 5 1 4 MWVATT

Aufsichtsrat Gesellschaftsvertrag 3 0 3 MWVATT

Aufsichtsrat Gesellschaftsvertrag 1 0 1 MBWFK

Gesamt 23 30 11 19

PD-Berater der 
öffentlichen Hand GmbH

Seehundstation 
Friedrichskoog gGmbH

66,67 %

Tourismus Agentur 
Schleswig-Holstein 
GmbH

80,00 %

Wirtschaftsförderung 
und Technologietransfer
Schleswig-Holstein 
GmbH

100,00 %

Zentrum für Maritime 
Technologie und 
Seefischmarkt 
ZTS 
Grundstücksverwaltung 
GmbH

100,00 %

63,33 %
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IV. J. 2 Organe in öffentlich-rechtlich verfassten Landesunternehmen

Landesunternehmen Öffentlich-rechtliche Gremien

Unternehmen Bezeichnung des Gremiums Besondere Rechtsgrundlage Anmerkungen
gesamt M W

Dataport AöR Verwaltungsrat Staatsvertrag 1 1 0 0,0% ZIT - StK

Eichdirektion AöR Verwaltungsrat Staatsvertrag 2 1 1 50,0% MWVATT

kein Aufsichts- oder Verwaltungsrat FM

Verwaltungsrat Errichtungsgesetz 4 1 3 75,0% ein Mandat ist unbesetzt FM

Verwaltungsrat Errichtungsgesetz 6 3 3 50,0% FM

Verwaltungsrat KfW-Gesetz FM

Verwaltungsrat Errichtungsgesetz 5 2 3 60,0% MLLEV

Aufsichtsrat HSG 5 3 2 40,0%

Gesamt 8 23 11 12 52,2%

Verteilung der vom Land entsandten 
Mitglieder fachlich 

zuständigFrauen
quote

GKL Gemeinsame 
Klassenlotterie der 

Länder AöR

Staatsvertrag über die Gründung 
der GKL Gemeinsame 

Klassenlotterie der Länder
(GKL-StV)

Gebäudemanagement 
Schleswig-Holstein AöR

Investitionsbank 
Schleswig-Holstein AöR 

(IB.SH)
KfW Kreditanstalt für 
Wiederaufbau AöR

derzeit kein VR-Mandat; rollierendes 
System

Schleswig-Holsteinische 
Landesforsten AöR

Universitätsklinikum 
Schleswig-Holstein AöR

MBWFK / 
FM 
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IV. K Ausgewählte Gewährträger- und Gesellschafterversammlungen (Dauervollmacht oder keine AR/VR) 

Landesunternehmen alle Gremien (pr + ör)

Unternehmen Bezeichnung des Gremiums Besondere Rechtsgrundlage Anmerkungen fachlich zuständig

gesamt M W

EKSH Gesellschafterversammlung Gesellschaftsvertrag 2 1 1 50,0% MEKUN

Gesellschafterversammlung Gesellschaftsvertrag 1 1 0 0,0% per Dauervollmacht MBWFK

Gewährträgerversammlung 1 0 1 100,0% FM

Gewährträgerversammlung Errichtungsgesetz 5 4 1 20,0% FM

Gesellschafterversammlung FM

Gesellschafterversammlung Gesellschaftsvertrag MEKUN

Gewährträgerversammlung Hochschulgesetz 3 1 2 66,7% MBWFK/FM

Gesamt 8 12 7 5 41,7%

Verteilung der vom Land entsandten 
Mitglieder

Frauen
quote

kein AR oder VR
per Dauervollmacht

Filmförderung 
Hamburg/Schleswig-

Holstein GmbH

GKL Gemeinsame 
Klassenlotterie der 

Länder AöR

Staatsvertrag über die Gründung 
der GKL Gemeinsame 

Klassenlotterie der Länder
(GKL-StV)

kein AR oder VR
per Dauervollmacht

Gebäudemanagement 
Schleswig-Holstein AöR

Dauervollmacht für 
Staatssekretäre FM, …

Gesellschaft zur 
Verwaltung und 
Finanzierung 

von Beteiligungen des 
Landes mbH (GVB)

Gesellschaftsvertrag kein AR oder VR
Einzelbevollmächtigung durch FM

NationalparkService 
gGmbH

kein AR oder VR
Einzelbevollmächtigung durch FM

Universitätsklinikum 
Schleswig-Holstein AöR

Dauervollmacht für AL des FM,
 MSJFSIG, MBWFK


